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Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 

Entwurf eines Gesetzes über die Liquidation 
der Deutschen Reichsbank und der Deutschen 
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nebst Begründung (Anlage 1) mit der Bitte, die Beschluß- 
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Federführend ist der Bundesminister für Wirtschaft. 
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gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu 
dem Gesetzentwurf wie aus der Anlage 2 ersichtlich Stellung 
zu nehmen. Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Ent- 
wurf keine Einwendungen. 

Der Standpunkt der Bundesregierung zu den Änderungsvor- 
schlägen des Bundesrates ist in Anlage 3 dargelegt. 
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Entwurf eines Gesetzes 
über die Liquidation der Deutschen Reichsbank 
und der Deutschen Golddiskontbank 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

ERSTER ABSCHNITT 
Deutsche Reichsbank 

§ 1 

Auflösung 

(1) Die Deutsche Reichsbank wird aufgelöst und 
im Geltungsbereich dieses Gesetzes abgewickelt. 

(2) Der Bundesminister für Wirtschaft bestellt 
den Abwickler und beruft ihn ab. Bestellung und 
Abberufung sind im Bundesanzeiger bekanntzu- 
machen. Der Bundesminister für Wirtschaft kann im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister der Finan- 
zen dem Abwickler Weisungen erteilen. 

§ 2 

Ergänzung der Umstellungsvorschriften 

(1) Die Deutsche Reichsbank kann wegen ihrer 
Zahlungsverbindlichkeiten nur in Anspruch genom- 
men werden, soweit die Verbindlichkeiten im Ge- 
schäftsbetrieb der Reichshauptbank Berlin oder 
einer Reichsbankanstalt im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes begründet worden sind und gegenüber 
Personen bestehen, die bei Ablauf des 31. Dezember 
1952 ihren Wohnsitz oder dauernden Aufenthalts- 
ort, ihren Sitz oder Ort der Geschäftsleitung im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes oder im Gebiet 
eines Staates hatten, der die Regierung der Bundes- 
republik Deutschland am 1. April 1956 anerkannt 
hat; bei Unternehmen mit Sitz in Berlin muß sich 
die Geschäftsleitung im Geltungsbereich dieses Ge- 
setzes befunden haben. 

(2) Einem nach Absatz 1 Berechtigten stehen 
Heimkehrer, Vertriebene und Sowjetzonenflücht- 
linge sowie eheliche Gütergemeinschaften, Erben- 
gemeinschaften oder sonstige Gemeinschaften zur 
gesamten Hand nach Maßgabe der §§ 5 und 6 des 
Umstellungsergänzungsgesetzes gleich. 

(3) Zahlungsverbindlichkeiten der Deutschen 
Reichsbank, die im Geschäftsbetrieb der Reichs- 
hauptbank Berlin oder einer Reichsbankanstalt im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes begründet worden 
sind, erlöschen, 

1. soweit sie am 8. Mai 1945 gegenüber Kre- 
ditinstituten mit Sitz im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes oder gegenüber Kredit- 
instituten bestanden, die, ohne ihren Sitz 
im Geltungsbereich dieses Gesetzes zu 


haben, Berliner Altbanken im Sinne des 
Altbankengesetzes sind, es sei denn, daß 
das Kreditinstitut sich am 31. Dezember 
1952 in Abwicklung befunden und seine 
bankgeschäftlichen Verbindlichkeiten zu 
diesem Zeitpunkt bereits erfüllt hatte. Als 
Kreditinstitut mit Sitz im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes gilt auch ein Kreditinstitut, 
dessen Hauptniederlassung nach § 3 der 
Fünfunddreißigsten Durchführungsverord- 
nung zum Umstellungsgesetz als verlagert 
anerkannt worden ist oder wird; 

2. soweit sie am 8. Mai 1945 gegenüber den 
in § 14 Nr. 1 bis 3 und 5 des Umstellungs- 
gesetzes bezeichneten Rechtsträgern be- 
standen. 

Dies gilt nicht für Verbindlichkeiten, die auf fremde 
Währung lauten. 

(4) Reichsmarkverbindlichkeiten im Sinne der 
Vorschriften über die Neuordnung des Geldwesens, 
für welche die Deutsche Reichsbank in Anspruch 
genommen werden kann, werden nach den für 
diese Verbindlichkeiten geltenden Vorschriften auf 
Deutsche Mark umgestellt. 

(5) Die bei Inkrafttreten dieses Gesetzes noch 
bestehenden Verbindlichkeiten mit Ausnahme der 
bereits fälligen Zinsen sind vom 1. Januar 1953 
an mit fünf vom Hundert zu verzinsen, es sei denn, 
daß ein höherer Zinssatz vereinbart ist. Dies gilt 
nicht für Verbindlichkeiten aus Guthaben. 

§ 3 

Abfindung der Anteilseigner 

(1) Die Anteilseigner der Deutschen Reichsbank 
erhalten als Abfindung auf je hundert Reichsmark 
Reichsbankanteile Sechsundsechzig und zwei Drittel 
Deutsche Mark Bundesbankgenußrechte (§§ 5, 7). 

(2) Ehemalige Reichsbankanteilseigner, die wegen 
ihrer Rasse nach § 11 Abs. 2 des Reichsbankge- 
setzes ausgeschlossen wurden, erhalten gegen 
Rückgabe der Entschädigung (Reichs schätz an Wei- 
sungen oder Wertersatz) wieder Reichsbankanteile 
nebst Gewinnbezugsrechten für die Geschäftsjahre 
von 1939 bis 1944 und auf die Reichsbankanteile 
nach Absatz 1 Bundesbankgenußrechte. Mit Aner- 
kennung des nach diesem Gesetz gegebenen An- 
spruchs geht ein Anspruch, der dem Berechtigten 
wegen des Verlustes seiner Reichsbankanteile nach 
den Vorschriften zur Rückerstattung feststellbarer 
Vermögensgegenstände oder nach dem Bundesrück- 
erstattungsgesetz zusteht, auf die Deutsche Reichs- 
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bank über; auf diesen Anspruch bereits bewirkte 
Leistungen sind an die Deutsche Reichsbank heraus- 
zugeben. 

(3) Ehemalige Reichsbankanteilseigner, die, ohne 
nach § 11 Abs. 2 des Reichsbankgesetzes ausge- 
schlossen zu sein, nach fruchtlosem Ablauf der nach 
§ 33 des Reichsbankgesetzes gesetzten Umtausch- 
fristen ausgeschlossen wurden, erhalten wieder 
Reichsbankanteile und hierauf nach Absatz 1 Bun- 
desbankgenußrechte, wenn dies zur Abwendung 
unbilliger Härten geboten erscheint. 

(4) Das Reichsmarkgrundkapital der Deutschen 
Reichsbank erhöht sich um die nach den Absätzen 2 
und 3 neu ausgegebenen Anteile. 

§ 4 

Verfahren bei der Abfindung der ehemaligen 
Reichsbankanteilseigner 

(1) Ansprüche nach § 3 Abs. 2 und 3 sind inner- 
halb von sechs Monaten nach Inkrafttreten dieses 
Gesetzes bei dem Abwickler anzumelden. Lehnt der 
Abwickler den Antrag ab, so hat er dies unter An- 
gabe der Gründe durch eingeschriebenen Brief oder 
gegen Empfangsbescheinigung dem Antragsteller 
mitzuteilen. 

(2) Innerhalb eines Monats nach Zugang der Mit- 
teilung kann der Antragsteller gerichtliche Entschei- 
dung beantragen; hierüber ist er in der Mitteilung 
zu belehren. Über den Antrag entscheidet eine 
Zivilkammer des Landgerichts Berlin durch mit 
Gründen versehenen Beschluß. 

(3) Für das gerichtliche Verfahren gelten die 
Vorschriften des Reichsgesetzes über die Angele- 
genheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit, soweit 
in diesem Gesetz nichts anderes bestimmt ist. 

(4) Gegen die Entscheidung des Landgerichts fin- 
det die sofortige Beschwerde an das Kammergericht 
statt. Die Entscheidung des Kammergerichts ist 
endgültig, 

(5) Die Entscheidung wird mit der Rechtskraft 
wirksam. 

(6) Das gerichtliche Verfahren im ersten Rechts- 
zug ist gebühren- und auslagenfrei. 

§ 5 

Bundesbankgenußrechte 

(1) Die Deutsche Bundesbank hat in der sich aus 
§ 3 ergebenden Höhe in Genußscheinen verbriefte 
Genußrechte auszugeben und zur Verfügung des 
Abwicklers zu halten. Die Genußrechte berechtigen 
zum Bezug eines jährlichen Gewinnanteils in Höhe 
von sechs vom Hundert ihres Nennbetrages vom 
1. Januar 1958 an. Sie geben dem Inhaber außer- 
dem im Falle der Auflösung der Deutschen Bundes- 
bank einen Anspruch auf Zahlung von hundert- 
fünfzig vom Hundert ihres Nennbetrages, jedoch 
erst nach Berichtigung der Schulden. Die Genuß- 
rechte sind nicht im Jahresabschluß der Deutschen 
Bundesbank auszuweisen, jedoch im Geschäfts- 
bericht zu erwähnen. 


(2) Die Gewinnanteile für die Genußrechte sind 
aus dem Reingewinn der Deutschen Bundesbank 
vorwegzuzahlen, der nach Abzug der gemäß § 27 
Nr. 1 des Gesetzes über die Deutsche Bundesbank 
der gesetzlichen Rücklage zufließenden Beträge ver- 
bleibt. Reicht der Reingewinn in einem Jahr hier- 
für nicht aus, so ist der Rückstand aus dem Rein- 
gewinn späterer Jahre nachzuzahlen. 

(3) Die Genußscheine lauten auf den Inhaber und 
werden in Stücken über Sechsundsechzig und zwei 
Drittel, dreihundertdreiunddreißig und ein Drittel 
und Sechshundertsechsundsechzig und zwei Drittel 
Deutsche Mark ausgegeben. Sie sind mit Gewinn- 
anteilsscheinen zu versehen. Die Genußscheine 
müssen die Unterschrift von mindestens zwei Mit- 
gliedern des Direktoriums der Deutschen Bundes- 
bank tragen. Die Namensunterschriften können im 
Wege der mechanischen Vervielfältigung hergestellt 
werden, 

(4) Für die Genußrechtsinhaber bestimmte Erklä- 
rungen sind von der Deutschen Bundesbank zwei- 
mal im Bundesanzeiger zu veröffentlichen. Eine Er- 
klärung wird wirksam, sobald die Nummer des 
Bundesanzeigers ausgegeben ist, in der die zweite 
Veröffentlichung enthalten ist. 

(5) Die Genußrechte sind an jeder Börse zum 
Börsenhandel zugelassen. Der Veröffentlichung 
eines Prospektes bedarf es nicht; zum Zwecke der 
Einführung an der Börse sind dem Börsenvorstand 
die Merkmale der Genußrechte mitzuteilen. 

§ 6 

Vereinfachte Abwicklung 

(1) Eine Auseinandersetzung zwischen der Deut- 
schen Reichsbank und dem Bund sowie den Län- 
dern findet nur nach den Absätzen 2 und 5 statt. 
Eine Auseinandersetzung mit der Deutschen Bun- 
desbank und der früheren Landeszentralbank Saar 
unterbleibt. 

(2) Forderungen der Deutschen Reichsbank gegen 
den Bund und seine Sondervermögen, gegen die 
Länder und gegen Schuldner, die unmittelbar oder 
mittelbar gegen den Bund oder ein Land Rückgriff 
nehmen könnten, erlöschen. Das gilt nicht für For- 
derungen aus Schuldverschreibungen, die die Deut- 
sche Reichsbank während der Treuhandverwaltung 
erworben hat. Forderungen des Bundes gegen die 
Deutsche Reichsbank erlöschen. 

(3) Der Abwickler hat unter Hinweis auf dieses 
Gesetz die Gläubiger dreimal durch Bekannt- 
machung im Bundesanzeiger aufzufordern, ihre An- 
sprüche innerhalb von sechs Monaten anzumeiden. 
Ein nicht fristgerecht angemeldeter Anspruch wird 
ausgeschlossen, es sei denn, daß er dem Abwickler 
bekannt ist. Der Bundesminister für Wirtschaft kann 
im Einvernehmen mit dem Bundesminister der 
Finanzen in Härtefällen Ausnahmen zulassen. 

(4) Der Abwickler hat die bestehengebliebenen 
Forderungen einzuziehen, das übrige Vermögen — 
mit Ausnahme der im Eigentum der Deutschen 
Reichsbank stehenden Aktien der Deutschen Gold- 
diskontbank — in Geld umzusetzen oder anderwei- 
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tig zu verwerten. Er hat die Gläubiger zu befriedi- 
gen oder den geschuldeten Betrag zu ihren Gun- 
sten zu hinterlegen, wenn ein Recht zur Hinter- 
legung besteht. 

(5) Der Abwickler hat die im Eigentum der Deut- 
schen Reichsbank stehenden Aktien der Deutschen 
Golddiskontbank, soweit sie nicht nach § 10 an 
Ausländer auszufolgen sind, dem Bund zu übereig- 
nen und den danach verbleibenden Abwicklungs- 
überschuß an den Fonds zur Einziehung von Bun- 
desbankgenußrechten {§ 7) abzuführen. Bis zur 
Höhe des voraussichtlichen Abwicklungsüberschus- 
ses darf er unter dem Vorbehalt etwaiger Rück- 
forderung Vorauszahlungen an den Fonds leisten. 

(6) Einen Abwicklungsfehlbetrag trägt der Bund. 
Der Bundesminister der Finanzen sorgt für Liquidi- 
tät der Abwicklimgsmasse. 

(7) Der Abwickler hat über das der Abwicklung 
unterliegende Vermögen eine Übersicht aufzustel- 
len, die der Prüfung des Bundesrechnimgshofes un- 
terliegt, Nach Beendigung der Abwicklung hat der 
Abwickler dem Bundesminister für Wirtschaft 
Schlußrechnung zu legen. Dieser veranlaßt die Prü- 
fung der Jahresrechnungen und der Schlußrechnung 
durch den Bundesrechnungshof und erteilt im Ein- 
vernehmen mit dem Bundesminister der Finanzen 
dem Abwickler Entlastung. 

(8) Werden nach Beendigung der Abwicklung 
weitere Abwicklungsmaßnahmen nötig, so hat der 
Bundesminister für Wirtschaft den bisherigen Ab- 
wickler neu zu bestellen oder einen anderen Ab- 
wickler zu berufen. 

§ 7 

Fonds zur Einziehung von Bundesbankgenußrechten 

(1) Bei der Deutschen Bundesbank wird ein 
rechtlich unselbständiger Fonds gebildet, dem zu- 
fließen 

1. der Abwicklungsüberschuß der Deutschen 
Reichsbank gemäß § 6 Abs. 5, 

2. der dem Bund nach § 27 Nr. 4 des Geset- 
zes über die Deutsche Bundesbank zu- 
stehende Restgewinn der Deutschen Bun- 
desbank, höchstens jedoch zehn Millionen 
Deutsche Mark, und zwar erstmals der 
Gewinn des Geschäftsjahres 1960. 

(2) Aus dem Fonds hat die Deutsche Bundesbank 
nach Maßgabe der verfügbaren Mittel die Genuß- 
rechte gegen Zahlung eines Entgelts in Höhe von 
einhundertfünfzig vom Hundert ihres Nennbetrages 
auf Grund einer Auslosung einzuziehen. Der Zeit- 
punkt der Einziehung ist unter gleichzeitiger Be- 
kanntgabe der zur Einziehung bestimmten Stücke 
mindestens drei Monate vorher nach § 5 Abs. 4 
zu veröffentlichen. Dabei sind die Inhaber der Ge- 
nußscheine aufzufordern, diese bei der Deutschen 
Bundesbank einzureichen. Die Aufforderung ist mit 
dem Hinweis darauf zu verbinden, daß die Deutsche 
Bundesbank nicht rechtzeitig eingereichte Genuß- 
scheine für kraftlos erklären kann. Wird ein Ge- 
nußschein für kraftlos erklärt, so ist das auf ihn 


entfallende Entgelt dem Berechtigten auszuzahlen 
oder, wenn ein Recht zur Hinterlegung besteht, zu 
hinterlegen. 

(3) Nach Einziehung aller Genußrechte wird der 
Fonds aufgelöst; ein Überschuß steht dem Bund 
zu. 

§ 8 

Ankauf von Reichsbankanteilen 

Die Deutsche Bundesbank darf Reichsbankanteile 
ankaufen. 

§ 9 

Wertpapierfragen 

(1) Die Reichsbankanteile sind nicht mehr zum 
Fiandel an den deutschen Börsen zugelassen. 

(2) Einzelurkunden über Reichsbankanteile wer- 
den nicht mehr ausgefertigt. 

(3) § 30 des Umstellungsgesetzes findet auf 
Reichsbankanteile keine Anwendung. 

(4) Die Bundesregierung wird ermächtigt, die Er- 
teilung von Sammeldepotgutschriften über Reichs- 
bankanteile zugunsten der nach § 3 Abs. 2 und 3 
Berechtigten, die Auflösung der Sammelurkunde 
über Reichsbankanteile sowie die Auslieferung von 
Bundesbankgenußscheinen an die nach § 3 Berech- 
tigten durch Rechtsverordnung zu regeln. 


ZWEITER ABSCHNITT 

Deutsche Golddiskontbank 

§ 10 

Auflösung 

(1) Die Deutsche Golddiskontbank wird aufge- 
löst. Die Abwicklung findet nach den für die Deut- 
sche Golddiskontbank geltenden aktienrechtlichen 
Vorschriften statt. 

(2) An der Ausschüttung des Liquidationserlöses 
nimmt der Bund erst teil, nachdem die übrigen 
Aktionäre auf je hundert Reichsmark ihrer Aktien 
fünfzig Deutsche Mark nebst vier vom Hundert Zin- 
sen vom 1. Januar 1958 an erhalten haben. Der 
danach verbleibende Liquidationserlös entfällt auf 
die Aktien des Bundes, bis dieser auf je hundert 
Reichsmark seiner Aktien fünfzig Deutsche Mark 
nebst Zinsen erhalten hat. Der restliche Liquida- 
tionserlös wird im Verhältnis des Nennwertes aller 
Aktien verteilt. 

§ 11 

Aktienumtaiisch für Ausländer 

Ehemalige Reichsbankanteilseigner, die wegen 
ihrer Staatsangehörigkeit nach § 11 Abs. 2 des 
Reichsbankgesetzes ausgeschlossen wurden (.Aus- 
länder oder Staatenlose), können trotz Ablaufs der 
in § 33 des Reichsbankgesetzes gesetzten Frist in- 
nerhalb von sechs Monaten seit Inkrafttreten die- 
ses Gesetzes ihre Reichsbankanteile im Verhältnis 
von eins zu zwei in Vorzugsaktien der Deutschen 
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Golddiskontbank Umtauschen. Der Umtausch er- j 
folgt durch den Abwickler der Deutschen Reichs- | 
bank aus deren Beständen {§ 6 Abs. 5). Wer von 
diesem Umtauschrecht Gebrauch macht oder den 
Umtausch nach dem 8. Mai 1945 bereits vorgenom- 
men hat, erhält Gewinnbezugsrechte vom Geschäfts- 
jahr 1939 ab. 


§ 12 

Ergänzung der Umstellungsvorschriften 

(1) Die Deutsche Golddiskontbank gilt als Berli- 
ner Altbank in Sinne des Altbankengesetzes und 
als Kreditinstitut im Sinne des Umstellungsergän- 
zungsgesetzes. 

(2) Die bei Inkrafttreten dieses Gesetzes noch ' 
bestehenden Verbindlichkeiten mit Ausnahme der ' 
bereits fälligen Zinsen sind vom 1. Januar 1953 an ' 
mit fünf vom Hundert zu verzinsen, es sei denn, 
daß ein höherer Zinssatz vereinbart ist. 

§ 13 

Ende der Treuhandverwaltung 

Das Amt des Treuhänders der Deutschen Gold- j 
diskontbank erlischt mit der Bestellung des Ab- 1 
Wicklers. Der Treuhänder hat das verwaltete Ver- | 


mögen an den Abwickler herauszugeben und über 
seine Verwaltung dem Bundesminister für Wirt- 
schaft Rechnung zu legen. Dieser veranlaßt die Prü- 
fung der Rechnung durch den Bundesrechnungshof 
und erteilt im Einvernehmen mit dem Bundesmini- 
ster der Finanzen dem Treuhänder Entlastung. 


DRITTER ABSCHNITT 

Schlußvorschriften 

§ 14 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 
Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses Geset- 
zes erlassen werden, gelten im Land Berlin nach 
§ 14 des Dritten Überleitungsgesetzes. 

§ 15 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am ersten Tage des auf die 
Verkündung folgenden zweiten Monats in Kraft. 


Begründung 


Den ersten Entwurf eines Gesetzes über die Liqui- 
dation der Deutschen Reichsbank und der Deutschen 
Golddiskontbank legte die Bundesregierung dem 
Deutschen Bundestag während der zweiten Legis- 
laturperiode Anfang 1956 mit Drucksache 2327 vor. 
Der Bundesrat hatte, abgesehen von redaktionellen 
Abänderungsvorschlägen, keine Einwendungen. Der 
Bundestag beriet den Entwurf nur noch in erster 
Lesung. 

Den zweiten Entwurf legte die Bundesregierung 
dem Deutschen Bundestag während der laufenden 
Legislaturperiode Mitte 1958 mit Drucksache 533 
vor. Der Bundesrat hatte gegen die wesentlichen 
Vorschriften des Entwurfs wiederum keine Einwen- 
dungen, Der Bundestag verwies den Entwurf in 
erster Lesung an den Wirtschaftsausschuß und nahm 
ihn in der Plenarsitzung vom 19. Mai 1960 gemäß 
dessen Mündlichem Bericht — Drucksache 1311 — 
mit der Änderung laut Umdruck 642 in zweiter 
Lesung an, lehnte ihn aber in dritter Lesung ab. 

Den beiliegenden dritten Entwurf legt die Bundes- 
regierung in der vom Deutschen Bundestag am 
19. Mai in zweiter Lesung angenommenen Fassung, 
lediglich mit einer Änderung in § 7 Abs. 1, erneut 
vor. Die Bundesregierung macht sich damit die im 
Wirtschaftsausschuß des Bundestages erarbeiteten 
und vom Plenum in zweiter Lesung beschlossenen 
Änderungen zu eigen. Nachdem durch den neuein- 
gefügten § 8 die Deutsche Bundesbank zum Ankauf 
von Reichsbankanteilen ermächtigt werden soll, 
hält es die Bundesregierung für angebracht, die in 
§ 7 vorgesehene Tilgung der Bundesbankgenuß- 


rechte dadurch zu verlangsamen, daß nicht mehr 
jährlich bis zu 20 Mio, sondern nur bis zu 10 Mio 
DM Bundesbankgewinn dem Tilgungsfonds zuge- 
führt werden. 

Im übrigen wird zur Begründung dieses dritten 
Entwurfs auf die Begründung des zweiten Entwurfs 
— ■ Drucksache 533 — verwiesen. Zusammenfassend 
wird im Hinblick auf die Einwände, die bei der par- 
lamentarischen Beratung gegen die Höhe der Ab- 
findung der Reichsbankanteilseigner vorgebracht 
worden sind, folgendes bemerkt: 

L Zur Liquidation der Deutschen Reichsbank 

Hinsichtlich der Reichsbankanteile sind vier Tat- 
bestände zu regeln, die sich in ihrem historischen 
Ablauf teilweise überschneiden, aber bei der recht- 
lichen Beurteilung unterschieden werden müssen: 

1. die Vermögensauseinandersetzung infolge De- 
zentralisation, 

2. die Auswirkung der Währungsreform auf die 
Reichsbankanteile, 

3. die Auswirkung des Zeitablaufs bis zur Gegen- 
wart, 

4. die Einziehung der Bundesbankgenußrechte nebst 
Abfindung. 

Für die Lösung dieser Fragen sind Rechtsvorschrif- 
ten nicht vorhanden, sondern müssen erst vom Ge- 
setzgeber geschaffen werden. Der Gesetzgeber ist 
dabei aber nicht völlig frei, sondern an die Grund- 
sätze der Verfassung gebunden. Er muß insbeson- 
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dere nach Artikel 3 GG gleichartige Tatbestände 
gleichartig behandeln und nach Artikel 14 GG ent- 
eignetes Eigentum angemessen entschädigen. 

1. Die Vermögensauseillandersetzung infolge De- | 

Zentralisation i 

Nach dem Morgenthau-Plan, der die Zerschlagung | 
wirtschaftlicher Macht in Deutschland anstrebte, | 
wurde die nach dem Zusammenbruch fortbestehende | 
Reichsbank in den Jahren 1946 bis 1948 vom Be- 
satzungsgesetzgeber dezentralisiert. Dabei war man 
sich darüber klar, daß ebenso wie bei ähnlichen De- 
zentralisationen (z. B. der Großbanken) weder die 
Gläubiger noch die Anteilseigner einen Nachteil er- 
leiden sollten. Die Dezentralisation hatte also keinen 
Strafcharakter, sondern verfolgte lediglich ein or- 
ganisatorisches Ziel ohne Beeinträchtigung der Ver- 
mögensrechte der Aktionäre. Dies ist der Sinn der 
damals gesetzlich ausdrücklich vorbehaltenen „spä- 
teren Vermögensauseinandersetzung". Der Gesetz- 
geber muß deshalb bei der ihm obliegenden Aus- 
einandersetzung die Reichsbankanteilseigner ver- 
mögensmäßig so stellen, wie sie stehen würden, 
wenn die Reichsbank nicht dezentralisiert worden 
wäre, sondern fortbestanden hätte. (Aus diesen 
Gründen ist übrigens auch bei der unter 2. bespro- 
chenen Auswirkung der Währungsreform auf die 
Reichsbank ihre Behandlung als abwickelndes Insti- 
tut nicht angängig.) Die Anteilseigner der dezentra- 
lisierten Reichsbank müßten eigentlich sogar wieder 
Anteile an der inzwischen zur Bundesbank rezentra- 
lisierten Notenbank erhalten, ebenso wie auch die 
Aktionäre der dezentralisierten Großbanken wieder 
Aktien an den rezentralisierten Großbanken erhiel- 
ten. Da aber nach moderner Auffassung private 
Anteilseigner an einer Währungsbank nicht mehr 
erwünscht sind, gibt der Gesetzentwurf den Reichs- 
bankanteilseignern keine Bundesbankanteile, son- 
dern ähnliche Substanzrechte: Bundesbankgenuß- 
rechte. 

2. Die Auswirkung der Währungsreform auf die 
Reichsbankanteile 

Nicht die Dezentralisation, sondern die Währungs- 
reform wirkt sich dann auf die Höhe der zu gewäh- 
renden Substanzrechte aus. Die Währungsreform 
war kein Konkurs. Sie wertete vielmehr — anders 
als im Konkurs — Forderungen und Schulden um 
und führte zu einer Neubewertung von Kapitalantei- 
len. In der Währungsreform haben deshalb — anders 
als im Konkurs — Gläubiger und Aktionäre um- 
gewertetes Vermögen behalten. Aktionäre sind so- 
gar vielfach besser davongekommen als Gläubiger. 
Man mag dies kritisieren, aber es wäre eine Ver- 
letzung des Gleichheitsgrundsatzes, jetzt bei einem 
Schlußakt der Währungsreform allein die Anteils- 
eigner der Reichsbank nach anderen Prinzipien zu 
behandeln als alle anderen Kapitaleigner. 

Der Gesetzentwurf mißt die Auswirkung der Wäh- 
rungsreform auf die Reichsbankanteile an den für 
Kapitalanteile aller anderen Geldinstitute geltenden 
Umstellungsvorschriften. Diese Methode hat übri- 
gens der Deutsche Bundestag gutgeheißen, als er in 
§ 32 Abs. 1 Nr. 4 des Allgemeinen Kriegsfolgen- 


gesetzes rd. 68 Mrd. RM reichsbankeigene Reichs- 
titel nicht ablöste (vgl. dazu Nr. 124 der Begründung 
des AKG in Drucksache 1659 der 2. Wahlperiode). 
Eine entsprechende Anwendung der für andere 
Geldinstitute geltenden Umstellungsvorschriften auf 
die Reichsbank hat als Ergebnis eine Neufestsetzung 
des Kapitals auf 44 v. H. per Währungsreform. Die- 
ser Satz liegt noch unter dem Durchschnitt der 
Kapitalumwertungen anderer Geldinstitute, insbe- 
sondere der Großbanken. 

Eine Neufestsetzung des Kapitals wäre allerdings 
entbehrlich, wenn es sich bei den Reichsbankantei- 
len um Obligationen handeln würde, die in der 
Währungsreform mit dem festen Satz von 10 v, H. 
umgestellt wurden. Aber das ist nicht der Fall. Die 
Anteile haben nach ihrer gesetzlichen Ausgestal- 
tung den Charakter von Mitgliedschaftsrechten und 
sind am ehesten mit stimmrechtslosen Vorzugsaktien 
zu vergleichen. Dies beweist — von allen juristi- 
schen Argumenten einmal abgesehen — allein schon 
der Vorkriegsbörsenkurs der Reichsbankanteile 
zwischen 200 und 300 v. H., die Abfindung der 
jüdischen Reichsbankanteilseigner durch die Hitler- 
Regierung mit 180 V. H. in Reichstiteln und die 
Abfindung der ausländischen Reichsbankanteils- 
eigner mit 200 V. H. in Degoaktien. Diese Kaufpreise 
und Entschädigungen wären ganz unverständlich, 
wenn es sich um 5 %ige Obligationen gehandelt 
hätte. 

3. Die Auswirkung des Zeitablaufs bis zur Gegen- 
wart 

Das per Währungsreform neu festgesetzte Reichs- 
bankkapital muß nunmehr gleichfalls entsprechend 
den für andere Geldinstitute geltenden Vorschriften 
für die Folgezeit mit der darauf entfallenden Jahres- 
dividende aufgestockt werden. Es ist angemessen, 
auf das Reichsbankkapital von 44 v. H. per Wäh- 
rungsreform die 5 V. H. Dividende, die den Reichs- 
bankanteilseignern jährlich kraft Gesetzes zustand, 
bis zu dem Zeitpunkt aufzustocken, an dem sie als 
Inhaber von Bundesbankgenußrechten wieder effek- 
tiv am Ertrag der Notenbank teilnehmen; das ist 
der 1. Januar 1958. Diese Aufstockung ergibt einen 
Nominalwert der Bundesbankgenußrechte in Höhe 
von 66-/3 V. H. per Ende 1957. 

4. Die Einziehung der Bundesbankgenußrechte nebst 
Abfindung 

Um auch die Bundesbankgenußrechte als nicht mehr 
zeitgemäße Überbleibsel privater Rechte an der 
Notenbank schließlich abzuschaffen, sollen sie in 
absehbarer Zeit ausgelost werden (sofern die Bun- 
desbank die alten Reichsbankanteile nicht über- 
haupt aufkauft). Für diese Ausschließung der An- 
teilseigner aus der lebenden Notenbank ist, ebenso 
wie bei einer Enteignung, eine angemessene Ent- 
schädigung zu gewähren. Bei ihrer Bemessung hält 
sich der Entwurf im Rahmen vieler Beispiele von 
Enteignungen und Entschädigungen privater Anteils- 
eigner in- und ausländischer Notenbanken. In allen 
diesen Fällen ist stets im Hinblick auf die Reserven, 
die mindestens zum Teil auch den privaten Anteils- 
eignern zustehen, ein zwar unterschiedlicher, aber 
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stets erheblicher Zuschlag zum Nominal gezahlt 
worden. Zuletzt hat beispielsweise die Bank von 
England, als sie unter der Labourregierung ver- 
staatlicht wurde, ihren privaten Anteilseignern 
400 V. H. des Nennwertes ihrer Anteile ausgezahlt. 
Es erscheint daher nicht unangemessen, den Liqui- 
dationswert der Bundesbankgenußrechte auf 150 
V. H. ihres Nennwertes (von 66V3 v. H.) festzusetzen, 
so daß schließlich eine Abfindung in Höhe von 
100 V. H. resultiert. 

5. Würdigung des Ergebnisses 

Nach den Darlegungen zu 1. bis 4. wäre es unzutref- 
fend, kurzerhand von einer „Umstellung der Reichs- 
bankanteile auf 100 V. H." zu sprechen. In Wahrheit 
wird das Kapital auf 44 v. H. per Währungsreform 
festgesetzt, dann mit aufgelaufenen Dividenden auf 
66^3 V. H. per Ende 1957 aufgestpckt, um schließlich 
in dieser Nominalhöhe eingezogen und mit dem 
UAfachen Liquidationswert, also mit 100 v. H. per 
jetzt, entschädigt zu werden. 

Diese verschiedenen Folgen der Dezentralisation, 
der Währungsreform und der Einziehung wirken auf 
die aktienähnlichen Rechte aller Anteilseigner 
gleichmäßig. Eine unterschiedliche Regelung für ein- 
zelne, nach irgendwelchen Gesichtspunkten aufge- 
teilte Gruppen von Anteilseignern (z. B. für Alt- 
besitzer und Neubesitzer oder für Anteilseigner von 
verschiedenem sozialem Status) würde mit dem in 
Artikel 3 GG verankerten Grundsatz der Gleich- 
behandlung gleichartiger Rechte nicht vereinbar sein. 

Im übrigen hält die Bundesregierung es für ange- 
zeigt, ihre schon in der Begründung des ersten Ent- 
wurfs niedergelegten Ausführungen zu wiederholen: 
„Das Ergebnis unter Gesichtspunkten der Billigkeit 
zu würdigen, ist schwierig. Billigkeitserwägungen 
im Rahmen einer Währungsreform sind immer pro- 
blematisch. Denn bei allen Währungsreformen des 
In- und Auslandes hat sich leider die Erfahrung 
wiederholt, daß sich Währungsreformvorschriften 
auf verschiedene Gruppen von Vermögensträgern so 
unterschiedlich auswirken, daß fast jedes Ergebnis 
im Einzelfall je nach dem Stand des kritischen Be- 
trachters billig und zugleich unbillig im Vergleich 
mit anderen Fällen erscheint. Dafür gibt es auch 
innerhalb der deutschen Währungsreform von 1948 
und erst recht innerhalb der gesamten Gesetzgebung 
über die Kriegsfolgen zahlreiche Beispiele. Auch im 
gegebenen Falle läßt sich die unter Anwendung 
des Währungsumstellungsrechts gefundene Kapital- 
umstellung der Reichsbank unter Billigkeitsgesichts- 
punkten sowohl als zu hoch wie auch als zu niedrig 
kritisieren. Solche Erwägungen führen schließlich 
zu der Erkenntnis, daß innerhalb einer so umfassen- 
den und vielschichtigen Reform- und Wiederaufbau- 
Gesetzgebung, wie sie nach dem Zusammenbruch 
erforderlich wurde, die Ideale der Billigkeit, Gleich- 
heit und Gerechtigkeit nicht in allseits befriedigen- 


der Weise erreicht werden können, weil es dem 
Gesetzgeber nicht möglich ist, gleichzeitig den un- 
terschiedlichen Rechtslagen gerecht zu werden, volks- 
wirtschaftliche Gesichtspunkte zu berücksichtigen, 
soziale Notwendigkeiten zu wahren, die Grenzen 
der Finanzkraft des Staates zu beachten und den- 
noch alle Ungleichheiten zu vermeiden. In solcher 
Lage muß sich der Gesetzgeber angesichts des ver- 
fassungsrechtlichen Grundsatzes der Gleichbehand- 
lung vor dem Gesetz darauf beschränken, wenig- 
stens dieselbe Kategorie von Vermögensträgern 
nach gleichmäßigen Prinzipien zu behandeln und 
insbesondere einen nachträglich zu regelnden Einzel- 
fall in die nächstliegende Kategorie bereits geregel- 
ter Fälle einzuordnen." 

Die Bundesregierung ist davon überzeugt, daß ihr 
zum dritten Mal wiederholter Gesetzesvorschlag 
dem verfassungsrechtlichen Grundsatz der Gleich- 
behandlung entspricht. Sie ist aber ebenso über- 
zeugt, daß der vom Deutschen Bundestag in der 
erwähnten zweiten Lesung abgelehnte Änderungs- 
vorschlag der Fraktion der SPD laut Umdruck 614, 
der auf einer Verkennung des Rechtscharakters der 
Reichsbankanteile und der Rechtswirkungen einer 
Währungsreform beruht, dem verfassungsrechtlichen 
Gleichheitsgrundsatz widerspricht und daß ein dem- 
entsprechendes Gesetz schließlich für nichtig erklärt 
werden würde. 

II. Zur Liquidation der Deutschen Golddiskontbank 

Auch insoweit wird auf die Begründung des zweiten 
Entwurfs verwiesen und ergänzend bemerkt: Die 
von einer Gruppe ausländischer Degoaktionäre vor- 
geschlagene Trennung der Vorschriften über die 
Reichsbank einerseits und die Dego andererseits ■ — 
mit dem Ziel einer beschleunigten Verabschiedung 
der Degovorschriften — wird für unzweckmäßig ge- 
halten. Die Bundesregierung sieht sich nicht in der 
Lage, die von den privaten Degoaktionären zur ver- 
einfachten und beschleunigten Abwicklung der Dego 
gewünschten Verhandlungen über eine vergleichs- 
weise Bewertung der Degoaktien mit anschließen- 
dem Kauf der Degomasse zu führen, bevor die der 
Reichsbank gehörenden rd. 513 Mio RM Degoaktien, 
deren Erlös von den Reichsbankanteilseignern be- 
ansprucht wird, in das Eigentum des Bundes über- 
gegangen sind. Dieser Eigentumsübergang ist Be- 
standteil der Reichsbankvorschriften (vgl. § 6 Abs. 5). 
Der Erlaß dieser Vorschriften ist daher Vorausset- 
zung für die von den Degoaktionären angestrebte 
vereinfachte Abwicklung der Deutschen Golddis- 
kontbank. 

IIL Kostenfrage 

Haushaltsmittel werden durch das Gesetz nicht in 
Anspruch genommen. Auch eine Liquiditätshilfe nach 
§ 6 Abs. 6 wird aller Wahrscheinlichkeit nach nicht 
akut. 
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Anlage 2 


Änderungsvorschläge des Bundesrates 

1. Die Eingangsworte sind wie folgt zu fassen: 

„Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bun- 
desrates das folgende Gesetz beschlossen:“. 

Begründung 

Die Gesetzgebungszuständigkeit des Bundes hin- 
sichtlich der liquidationsrechtlichen Bestimmun- 
gen über die Deutsche Reichsbank kann sich nur 
entweder auf Artikel 135 Abs. 5 oder auf Artikel 
134 Abs. 4 GG gründen. Nach beiden Vorschrif- 
ten des Grundgesetzes bedarf das Gesetz der Zu- 
stimmung des Bundesrates. 


2. § 6 

In Absatz 1 sind die Worte „und der früheren 
Landeszentralbank Saar" zu streichen. 

Begründung 

Die frühere Landeszentralbank Saar ist im Jahre 
1947 auf die durch die französische Besatzungs- 
macht gegründete Saarländische Rediskontbank 
mit Aktiva und Passiva übergegangen. Die Saar- 
ländische Rediskontbank ist durch ein Protokoll 
zu Artikel 8 des Saarvertrages liquidiert. Die 
Verbindlichkeiten und Forderungen mit Aus- 
nahme bestimmter, im einzelnen aufgezählter, 
sind auf das Saarland übergegangen. 


3. § 9 

In Absatz 4 sind nach den Worten „durch Rechts- 
verordnung" die Worte „mit Zustimmung des 
Bundesrates" einzufügen. 

Begründung 

Die Zustimmungsbedürftigkeit ergibt sich daraus, 
daß das Gesetz selbst zustimmungsbedürftig ist 
(Artikel 80 Abs. 2 GG). 
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Stellungnahme der Bundesregierung 
zu den Änderungsvorschlägen des Bundesrates 

Zu 1. und 3. 

Die Bundesregierung teilt nicht die Auffassung des 
Bundesrates, daß die Gesetzgebungszuständigkeit 
des Bundes hinsichtlich der liquidationsrechtlichen 
Bestimmungen über die Deutsche Reichsbank aus 
Artikel 134 oder 135 GG folge und daß das Gesetz 
deshalb zustimmungsbedürftig sei. Sie ist vielmehr 
der Ansicht, daß die Gesetzgebungszuständigkeit 
des Bundes über die Deutsche Reichsbank allein 
auf Artikel 73 Nr. 4 GG beruht und daß das Gesetz 
über die Liquidation der Deutschen Reichsbank und 
der Deutschen Golddiskontbank daher nicht der 
Zustimmung des Bundesrates bedarf. Wenn das 
Gesetz selbst nicht zustimmungsbedürftig ist, entfällt 
auch die Notwendigkeit einer Bindung der in § 9 
Abs. 4 vorgesehenen Rechtsverordnung an die Zu- 
stimmung des Bundesrates. 

Die nähere Begründung für die Auffassung der 
Bundesregierung ergibt sich aus der in der BT- 
Drucksache 533 der 3. Wahlperiode, Anlage 3, 
wiedergegebenen Replik der Bundesregierung auf 
die Änderungsvorschläge des Bundesrates. 

Zu 2. 

Der Streichung wird zugestimmt. 
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